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Grundsteuerbefreiungen zugunsten der
EvangelischenCVvVo Westfalen

N1emand zahlt DEINE Steuern. Deshalb ist klug, wenn möglıch, teu-
Sparen. Klüger jedoch ist C5, Aanstatt Steuern zahlen, s1e ganZ-

lıch verme1liden. Hınsıchtlich der iversen Befreiungstatbestände
staatlıchen Grundsteuergesetz ugu des kirchlichen tundvermöÖö-
ZCNS 1bt kirchenrechtliche Regelungen, die N lediglich beachten

Bei der Thematık „Grundsteuerbefreiungen Du der Kvange-
lıschen Kırche VO Westfalen“‘ geht CS ach der Aussage des Bundesge-
setzgebers 4AuUuSs dem Jahre 19923 Standortsicherung. Die Bezeichnung
Standortsicherungsgesetz'! mMit diesem (sesetz werden solche Steuer-
vorteile für die Kırchen fortgeschrieben intendierte ZWAaTr die Siıche-
rung des Standorts Bundesrepublık Deutschland, wWenn aber mMi1t dieser
die gesetzliche Tradierung einer SO negativen Staatsleistung DU
der Kırchen einhergeht, iINUSS dies dem erklärten 1e] ja nıcht wider-
sprechen. Denn dıe Kırche Grundsteuern, hılft dies, den $ Land-

Kirche IN der (,emeinde SICHern; die Kırche bleibt Dorf£.
„Optisch“ sind die staatlıchen steuerrechtliıchen Regelungen ber

dıie Grundsteuerbefreiungen zunächst einmal einfach un übersichtlich
geordnet.

Grundsteuergesetz GrStG) betrifft die Steuerbefreiungen für
Grundbesıitz bestimmter Rechtsträger, die Nrn 4, 9 in Abs betref-
fen konkret Steuerbefreiungen bestimmter Art die grundsätzlich Ur

Religxionsgesellschaften, die Körperschaften des Ööffentliıchen Rechts
sind.  ' zustehen. Drei VO sechs, mıithin die Hälfte der Befreiungstatbe-
staände sind mithin solche für korporative Kiırchen.?

Nr betrifft die Steuerbefreiung für Grundbesıitz, der für 7wecke
der relıx1ösen Unterweisung, der Wıssenschaft, des Unterrichts, der
Erziehung der für Zwecke der eigenen Verwaltung benutzt wird Im
Wege systematischer-teleologischer Interpretation (vgl. Abgrenzungen
in Abs verstehen Kommentatoren hierunter die Palet-

Vom (BGBl.
Die jüdischen Kultus emeıinden sind den korporatıven Kırchen in den einzelnen
Befreiungsvorschriften jeweıls gleichgestellt.
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kırchlicher Zwecke der Abgabenordnung,* sodass ander-
weitige sachlıche Befreiungsvorschriften kaum och eine olle spielen.

stıeht auch Nr. VOL.  9 A4Ss Grundbesitz  > der dem
(sottesdienst einer Relig1onsgesellschaft, die Körperschaft des Offentli-
chen Rechts ist, der einer jüdischen Kultusgemeinde gewidmet ist. VO  —
der Grundsteuer befreit ist.  ' soweılt dies nıcht schon ach der Fall ist.

hat diese Befreiungsvorschrift insbesondere erst annn Bedeu-
tung, wWenn das Kirchengebäude einer Privatperson gehört.

ach Nr. sind die Dienstwohnungen der Geitstliıchen und Kır-
chendiener befreit. CS siıch eine anzuerkennende steuerrecht-
lıch gesehen notwendige Dienstwohnung handelt, erg1bt sıch ach
kirchlichem Recht. ach den Grundsteuer-Rıchtlinien Gr 1978,
Nrn und auf dıie hier nıcht naher ein Cgangch werden soll,
iNUSS siıch die Gewährung der Dienstwohnung ' Teıl der Besoldung
darstellen. Deshalb hat das Steuerdezernat des Landeskirchenamtes be1
der Abfassung der Pfarrdienstwohnungsverordnung immer darauf g_
achtet, A4SSs sich Iro  &! der Einführung der 50ß. Dienstwohnungsvergü-
tung $ P£fDWV) und der Bestimmung dieser Örtlıchen Mietwert
der Dienstwohnung kein „Abrutschen“ ein Mietrechtsverhältnis
erg1bt. Für die Dienstwohnung wird der Pfarrerin der dem Pfarrer
ZWAAaTr eine Dienstwohnungsvergütung auf die Dienstbezüge angerechnet
$ Abs P£fDWV), gleichwohl gehört die Dienstwohnung als
solche gemälß Abs Nr. der Pfarrbesoldungs- un
versorgungsordnung neben den Dienstbezügen und sonstigen
Bezügen ausdrücklich Zur Besoldung. In gewisser Abstimmung mMit
dem Finanzministerium NR  Z ist also tro  S Abwendens VO dem
Grundsatz der „freien Dienstwohnung“ die Grundsteuerbefreiung für
Dienstwohnungen unNnserer Geitstlichen erhalten geblieben. S1e annn mMit
jeder Dienstwohnung NEeu begründet werden!

ach Nr ist der Grundbesitz der Relig1on esellschaften, die
Körperschaften des Ööffentliıchen Rechts sind. und jüdischende  s
tusgemeinden befreit, der Januar 1987 und Veranlagungszeit-
punkt einem ach Kirchenrecht gesonderten Vermögen, insbeson-
ere einem Stellenfonds gehört, dessen Ertrage ausschließlich für die
Besoldung und Versorgung der Getstlichen und Kırchendiener sowle
ihrer Hınterbliebenen bestimmt sind.
Dieser Grundsteuerbefreiung mochte ich mich überwiegend widmen.

Die allgemeinen Voraussetzungen die Steuerbefreiungen ach
1StG sind immer das Vorliegen 5SOg. subjektiver un objektiver

V oraussetzungen. Subjektiv INUuSS das Grundstück immer einem be-

Vgl Troll. (rundsteuergesetz, Aufl., Rz
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stimmten Rechtsträger ausschließlich zuzurechnen se1n, respektive also
einer Öffentlich-rechtlichen Körperschaft der Hv Kırche VO  $ Westfa-
len Objektiv MUSS der Grundbesıitz (grundsätzlıch von) diesem Rechts-
trager für dıe bestimmten steuerbegünstigten 7wecke unmittelbar g-
utzt werden.

Bıs 19923 die Nrn und Nr. zusammengefasst und N

ng ort dıie Grundsteuerbefreiung für Dienstwohnungen un für
Dienstgrundstücke der Geitstliıchen un Kırchendiener.

Klargestellt se1 hier, 24SSs mMit Kirchendienern selbst schwerstarbe1i-
tende Kirchenbeamte nıcht gemeint sind Vielmehr handelt CS siıch be1
iıhnen ach überkommenem preußischen Grundsteuerrechtsverständnis

Personen, dıie hne als Geitstliıche tätig sein, der sakralen (s3es-
taltung des Gottesdienstes unmıittelbar mitwirken Gemeiint sind also
hauptsächlich Kuster, Organisten und oof. auch sonstige Kirchenmusti-
ker

Der frühere Begriff des Dienstgrundstücks ist se1it 19923 Nr
Uugu: der erwaäahnten umfänglichen Umschreibungen aufgegeben
worden.

Die Umschreibungen „„Grundbesıitz un:!
Veranlagungszeitpunkt einem Stellenfonds wecks Besoldung VO

Geitistliıchen“‘ WAaTriren Veranlassung das Landeskirchenamt, und
festzustellen, A4SS Grundstücke, die sıch Pfarrvermögen be-

finden, grundsätzlıch nıcht veraußert werden sollen.
Fıgentlich WAar dies Ja eine Tautologite: Gemaß Abs der Ver-

waltungsordnung (VwO) ist das irchliıche Grundvermögen mögliıchst
ungeschmälert erhalten. Ess darf NUur veraußert der belastet werden,
wWenn notwendig der VO erhebliıchem Nutzen ist. Hınsıchtlich der
Grundstücke ist dies eine Konkretisierung des allgemeinen Vermögens-
erhaltungsgrundsatzes ach 15

Warum annn also diese beschlussmäßigen Beteuerungen des Lan-
deskirchenamtes, das irchliıche Recht einhalten wollen”

emäAßl} Abs ist das irchlıche Vermogen bekanntlıch
Kirchenvermögen, Pfarrvermögen und sonstiges Zweckvermögen

gegliedert; das Pfarrvermögen dient der Pfarrbesoldung. Das Pfarrver-
mogen annn aus Kapital, aber auch AUS Grundbesitz bestehen. Und
beim rundbesıitz interesstiert uns steuerrechtlich ach Nr GrStG

09.199236 och solcher rundbesıitz, der bereits

Protokaoll VO: 11.01 Nr.
Protokoll VO:! 19.11 Nr.
(Bl 1569
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vorhanden un auch heute och für die Pfarrbesoldung
genutzt wird

Was WAar geschehen, 24SS 6S dieser doch offenbaren Komplizie-
rung gekommen ist?

Kın Finanzamt hatte einer rechtsfähigen katholischen Pfründestif-
tung Gebiet des ehemaligen Großherzogtums Hessen-Darmstadt
dıie Grundsteuerbefreiung Dienstgrundstücke katholischer Geitstli-
cher Der Bundesfinanzhof hatte dies mit Urteil VO'
08.19877 Abs Nr +StG für rechtens befunden.
Gründe hierfür

Miıt der Grundsteuergesetzgebung ach dem Weltkrieg seien ledip-
lıch die VOFLr dem 1938 geltenden Befreiungen VO Dienst-
grundstücken der Geitstliıchen wieder eingeführt worden, weıl Nur 1nN-
sSOweIlt eine verfassungsrechtliche Verpflichtung angeNOMMECN WOTL-
den se1i
Die verfassungsrechtliche Absıcherung habe siıch 1Ur auf die staatlı-
che (Grundsteuer bezogen, jedoch nıiıcht auf die Steuerfreiheit VO

Kommunalabgaben. Die Grundsteuer se1 aber se1it dem Grund-
steuergesetZ VO 1936 eine Steuer, ber deren Erhebung die Ge-
meinden entscheiden und die den Gemeinden zusteht.
LJer Begriff Dienstgrundstück se1 ach herkömmlıchen preußischem
Recht auszulegen: Danach musse der betreffende Grundbesitz
ttelbar ZU: Unterhalt des Stelleninhabers bestimmt sein ußer-
dem musse der Stelleninhaber auch ber Nutzungsart und Erträgnis-

des rundbesitzes befinden haben Es genuge nıcht 24SSs der
Grundbesitz ZWAT dem der Besoldung des Stelleninhabers DC-
widmeten Vermögen gehöre und seine Erträgnisse tatsaächliıch auch
für die Besoldung verwendet würden, der Stelleninhaber aber nıcht
selbst die Nutzungsart bestimmen und ber die Erträgnisse verfügen
könne.
DIe Klägerin könne siıch auch nıcht auf etwaige preulßische Sonder-
regelungen den SO: fiktiven Dienstgrundstücken, die sıch
Preußen 1898 Zusammenhang mit der Einführung einer einhetit-
liıchen Pfarrbesoldung ergeben haben, berufen, weıl Hessen-
Darmstadt keine Proviınz Preußens gECWESCH Außerdem würde
SOgar annn nıchts anderes gelten, Wenn die Klägerin eine katholische
Korporation ehemaligen Preußen ware. rund hierfür sei, 24SS
der preußische Staat durch Beihilfengewährung die einheitliche Be-

11 723
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soldung der Geitstliıchen ur gewährleistet, s1e aber nıcht selbst als
zentrale Besoldung uübernommen habe.8

Miıt diesem BFEH-Urteıl wr die Grundsteuerbefreiung für Dienst-
grundstücke in gyanz Deutschland und letztlich auch für dıie evangeli-
schen Kırchen ehemaligen preußischen Gebieten eindeutig infrage
estellt worden, enn auch das Gesetz, betreffend das Diensteinkom-

men der CVaNpCliıschen Pfarrer VO 07.1898? sah Art. eine
Zzentrale staatlıche Besoldung, sondern ebenfalls NUur die Gewährung
VO'  } SOß. widerruflichen Beihiltfen leistungsunfähige evangelische
Kirchengemeinden VO  M

Umgesetzt wurde dieses staatlıche (sesetz ZUr Eıinführung einer
einheitlichen Pfarrbesoldung Preußen den einzelnen Landeskıir-
chen durch Kirchengesetze, durch Kirchengesetz betreffend
das Diensteinkommen der Geitstlıchen der Evangelıschen Landeskirche
der alteren Provınzen!9 VO 07.1898.1!

emaß dieses esetzes hatte jeweıils die Kirchengemeinde dem
Stelleninhaber die Besoldung einschließlich Dienstwohnung gewäh-
F  S Damit Wr die Begoldur_1g_sgewä_hrung gegenüber der rüheren
Pfründewirtschaft ach dem emeinen Landrecht für die Preußi-
schen Staaten VO' 1794 (vgl $ 164, MED ff} 857 t+ 11 11 ALR) deutliıch
vereinfacht worden. Allerdings verblieb rechtssysternatisch die Ver-
pflichtung be1 der Kirchengemeinde, wenngleich der Staat für die ein-
heıtliıche Besoldung der Pfarrer mit run Mi10 Mark jährlıch offen-
bar eine horrende Beteiligung uübernahm. Die Neuregelung des Pfarrbe-
soldungswesens trat Aprıl 1899 Kraft.

egen der nunmehrigen ausschließlichen Ausrtichtung des Besol-
dungsanspruchs Nur och unmıittelbar die Kirchengemeinde, WTr

auch schlüssig, ASSs CIM ü 12 Abs (Kırchengesetz VO

Gegenzug hierzu der Nießbrauch des Stelleninhabers StellenvermO-
Cn aufhoörte. 7Zuvor hatte ach dem Allgemeinen Preußischen and-
recht VO 1794 dıie Verwaltung un der Nießbrauch der Pfarrgüter dem
Pfarrer gebührt 778 I1 11) Nunmehr oingen die Verwaltung un

dıie Ertrage Aus dem bereits bezeichneten Pfarrver-
mogen (vgl. Überschrift VOL WZ I1 11) CIM Abs auf die

Vgl Preuß. 1898 260, Art.
Preuß 155

1922 Altpreußische Union (APU) ab 1953 Evangelische Kırche der Union

11
ab 20023 Uni0on Evangelıscher Kırchen der KD (UEK

GVB  — 61; vgl uch Ausführun2fl_“161_SuUung des BvV. E BTA  Oberk1rchenrats VO:

(GVBI ö und Hınweise des Königlichen Konsistoriums der Provınz
Westfalen VO: (KABI 53)
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chengemeinde über, die s1e allerdings die Besoldung musste;
ein etwaiger Überschuss wurde ogrundsätzlıch dem Pfarrvermögen ZUDE-schla

gab s ab 1898 da Ja der persönliche Niıeßbrauch des Pfar-
Ters endete, Preußen NUur och die VO': BFH bezeichneten fikt1i-
VE  $ Dienstgrundstücke. Da der Pfarrer die seinem Stellenvermögengehörenden Dienstgrundstücke nıcht mehr selbst verwaltete
und auch nıcht mehr seiner Unterhaltsgewährleistung verpachtendurfte (zuvor galten die C Z 748 800 11 11 dieser Teıl des

ben
Gebots steuerrechtlicher Unmiuittelbarkeit schon 1898 nıcht mehr PCHE-

Hınsıchtlich der Grundsteuerbefreiung Gesetz betreffend
das Diensteinkommen der CVAan lischen Pfarrer VO Art
Abs grundlegend. iernach 1i  g<eben 39 allgemeinen der besonderen
esetzen begründete Rechte des Pfarrvermögens insonderheit
steuerrechtliche Vorrechte bestehen“‘, un Z W ausdrücklich Iro  S
des Übergangs des Nießbrauchrechts VO Stelleninhaber auf die Kır-
chengemeinde.

Entscheidend ist also, ob ZU: Zeıitpunkt des Erlasses dieses Besol-
dungsgesetzes VO 1898 bereits eine Grundsteuerfreiheit für die
Die_r1_s_tgyundstücke bestanden hatte

Kıiırchen ach dem Preußischen Landrecht VO  $ 1794 nd-
satzlıch „gleich andern Gesellschaften Staate den Lasten des
Staats beyzutragen verbunden‘“‘ 165 I1 11) Allerdings waren schon
damals die Kirchengebäude 35  ‚VON den gemeinen“ Lasten des Staats
frey“ 174 I1 14) Diese Steuerbefreiung siıch mit einer Kabı-
nettsorder VO 06.183412 fort.

Am wurde das Gesetz, betreffend die Aufhebung der
Grundsteuerbefreiungen!? verkündet, ach dem VO allen Grundstü-
cken Staate, welche einen Reinertrag gewähren, fortan die
CGrundsteuer entrichtet werden sollte eiterhin AUSSCHNOMIMECNach aber ach Bstb die Kıiırchen, Kapellen und (sottes-
dienstgebäude und ach stb e) nunmehr auch die Diensthäuser der
Geistlichen, Küuster un anderer „Diener des öffentlichen Kultus‘‘

Soweılt ersichtlich, brachte erst die Landgemeinde-Ordnun für die
Provınz Westphalen VO': 19.03.185614 Abs neben dem Erhalt
der gesetzlichen Befreiung VO':  - 1850 und der Kabinettsorder VO:  $ 1834
erstmals die Bestimmung, ass auch „die Dienstgrundstücke der Geitst-

Preußß

Preuß
Preuß
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lıchen, Kirchendiener und Elementarschullehrer VO den (Semein-
deauflagen befreit‘‘ seien. Dieselbe Vorschrift fand siıch auch
Abs der Stadte-UOrdnung für die Provinz Westphalen ebenfalls VO

19.03.1856!5.
Miıt 7weli esetzen VO 21 Ma1 186116 wurde das Grundsteuerrecht
Preußen der Hınsıcht völlig nNeu estaltet, A4SS die Grundsteuer

nach dem Grundsteuergesetz NUur noch Jür heebaute (srundstücke un die (je-
bäudesteuer /{r (srundstücke mıl aufstehenden (‚ebaäuden nach einem (Gebdaude-
SLEHECNGESETIZ anfıel (vgl. Grundsteuergesetz). ach stb e) des
Grundsteuergesetzes blıeben die bisher VO der Grundsteuer befreiten
Grundstücke, die Zur Unterhaltung VO Kırchen und solche, die ZuUur

otatıon VO Pfarrgeistlichen, Kustern und anderer I] diener des Ööffent-
lıchen Kultus dienten, VO der Grundsteuer befreit. Parallel AZu befre1-

des Gebäudesteuergesetzes den Nrn un Kirchengebäude
un: Diensthäuser VO Pfarrgeistlichen VO der Gebäudesteuer.

Fın grundsätzlicher steuerrechtlicher Hüinsc nılt IN Preußen erfolgte mMit dem
(sesetz Aufhebung direkter Staatssteuern VO' 14.07.1893.17
(GGem Nr. wurde die tund- und Gebäudesteuer (nach den (Ge-

VO als direkte Staatssteuer gegenüber der Staatskasse
außer Hebung gesetZtL. Die Veranlagung un! Verwaltung der Grund-
un Gebäudesteuer wurde allerdings Aufrechterhaltung der 86
setzlıchen Einrichtungen weıterhin VO: Staat, allerdings nunmehr für
die 7wecke der kommunalen Besteuerung ausgeführt Abs Z
Übrigen wurde auf das erste) Kommunalabgabengesetz verwiesen $
Abs das NU:  $ Spezialgesetz gegenüber den Grund- und Gebäude-
steuergesetzen W: soweıt diese (sesetze VO' 1861 och galten. ach
dem Kommunalabgabengesetz (ebenfalls) VO 14.07.189318 1U  $

auch die Gemeinden berechtigt, direkte Steuern erheben insbe-
sondere solche VO Grundbesıitz S DA Abs Allerdings fanden siıch
die bekannten Grundsteuerbefreiungsvorschriften nunmehr
wieder, namlıch stb dıe für Kırchen, Kapellen und anderen Of-
fentlıchen Gottesdienstgebäude sowle stb die für Dienst-
grundstücke und Dienstwohnungen, sowelt ihnen bisher Steuerfreiheit
zugestanden hatte

Festzuhalten ist also, A4SS die Darstelung BFH-Urteıl VO 1987
24SSs die (srundsteuer erst seit dem Grundsteuergesetz VO 1936 eine
(semeindesteuer sel, nıcht richtig ist, 4SS vielmehr bereits se1it dem (sesetz

15 Preuß 227
(sesetz betreffend dıe anderweıtige Regelung der (GGrundsteuer 253) un!
Gesetz betreffend dıe Eiınführung einer allgemeınen Gebäudesteuer 510)
Preuß 119
Preuß 152
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Aufhebung direkter Staatssteuern VO 18923 diese Steuern VO
den bürgerlichen Gemeinden erhoben wurden!?. Dabei ist weiterhin
bedeutsam, 25S dieser echsel IN der Gläubigerstellung SOgar Vor dem maf-
‚geblichen Geset?z her die einheitliche Pfarrbesoldung ON 1898 gelegen hat

Somit erg1bt siıch für Preußen Bereich der Fvangelischen Kirche
VO Westfalen hinsıchtliıch der Dienstgrundstücke bzw des Grundbe-
s1itzes Pfarrvermögen eine Rückverweisungskette VO dem Besol-
dungsgesetz VO 1898 (Art ZU! Kommunalabgabengesetz VO 18923

24) un VO diesem auf die rund- und (Gebäudesteuergesetze VO'  $
1861 $ bzw und weiter auf die Landgemeinde-Ordnung und die
Stadte-UOrdnung für die Provınz Westphalen VO 1856 ( bzw

Kurz LESALE das Besoldungsgesetz VoN 1898 tradıerte diese alt hergebrachten
Grundsteuerbefreiungen!

Siıcherlich 1LL1LUSS iINan aber auch wahrnehmen, 4SS das and Braun-
schweig 19223 durch Grundsteuergesetz die Freiheit kırchlichen tund-
besitzes VO den Kommunalsteuern beseitigte? un A4SS diese {Z-
geberische Entscheidung insowelt VO dem durch ministerijelle Ent-
scheidung für zuständig erklärten Reichsgerichtshof zuläss1ıg Eer-
achtet wurde.?! Begründung W: ass die Art. 138, 173 der (Weimarer)
Reichsverfassung Nur das vermögensrechtliche Verhiältnis zwischen
Kırche un Staat und nıcht zwischen Kırche und Gemeinde und SO1M1S-

tigen Kommunalverbänden regele.?? Deshalb ach Sıcht des
Reichsgerichtshofs Nur die Aufhebung der Grundsteuerbefreiungen
VO der Staatssteuer Braunschweig unzuläss1g, weıl nıcht Ent-
schaädıgung abgelöst.?2 Auf diesen Rechtsstandpunkt hat siıch annn Spa-
ter auch der Bundesfinanzhof einem Urteil VO: gestellt.**

diese Ausklammerung der Kommunen, die ja iıhr Besteuerungsrecht
AUS staatlıchen Vorschriften ableiten, auch heute och gesehen WEeTr-
den kann, ist allerdings niıcht unstreitig. ach heutigem Verfassungsver-
standnıis sind die Kommunen namlıch die einsten Zellen staatlıchen
Handelns (Art Abs 28 GG) und zahlen tro  S ihrer relatıyven Kı-
genständigkeit Zur mittelbaren Staatsverwaltung.® Fakt ist aber, A4SS dıe
kırchlichen Grundsteuerbefreiungen in Braunschweig anerkannterma-

19 Vgl uch
1905, Darstellung  4 be1 Lüttgert, Bıv. Kırchenrecht in Rheinland und Westfalen,

21
(sesetz VO: (Gu VBl
Urteil VO:! (RGZ HT, 134)

137/ ff
StBI L11 321 ebentfalls ZULFr Begründung herangezogen Urtei1l des BEH VO]

25 (BStBL 11{ WZZ. /24)
Ebenso VO!  — Campenhausen, Staatskirchenrecht, Aufl., 2728
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Ben beseitigt waren,“© wohingegen dies Preußen eben nıcht der Fall
WLrWas dem BFH-Urteıl VO 1987 ebenfalls niıcht weiıiter erwaäahnt ist,
ist, A4SSs nochmals ein (Csesetz betreffend die
Pfarrbesoldung für dıie eistliıchen der evangelischen Landeskirchen?’
erlassen worden ist. In Art. ist orft der maßgebliche Art. des Be-
soldungsgesetzes VO 1898 also dıe Beibehaltung der Grundsteuerbe-
freiung Dienstgrundstücke ausdrücklich für weıiterhin anwendbar
erkläart worden. Im Übrigen blieb das Besoldungssystem dasselbe wie
1898; insbesondere dıe Bestimmungen hinsichtlich des Nıeß-
brauchs in 14 des Pfarrbesoldungsgesetzes für dıe evangelische ndeskirche der
Alteren Provinzen VO:;  d 26.05. mit den rüheren des des entspre-
chenden Kırchengesetzes VO deckungsgleich.

WDas and Preußen stellte weiterhin hohe jährliche Beıihilfen die
Pfarrbesoldung ZuUr Verfügung. Dies ist insowelılt bemerkenswert, als
190323 die Generalsynode der Landeskirche der alteren Provinzen ein
erstes Kirchensteuergesetz erlassen hatte, das 1905 durch staatlıche
Gesetzgebung rganzung fand un amıt die Finanziıerung kırchli-
cher Aufgaben auf eine CeCUEC Grundlage stellte. Miıt anderen Worten:
der preußische Staat behielt mit der fortbestehenden Grund-
steuerbefreiung ugu:; der Kırchen einen Anteıl Besoldungsver-
IW  ng für die Pfarrer, obwohl NU: staatlıcherseits ein Besteue-
rungssystem ZUrTr finanzıellen Kostentragung durch die Gemeindeglieder

Verfügung stellte. Off£ensichtlich wollte also der preußische Staat
dıie vermögensrechtliche Stellung der Kirche, weit s1e auf dem bishe-

Zusammenhang mit dem Staat beruhte, bis ZuUuUr Neuregelung des
finanzıellen Verhältnisses zwischen Staat un Kırche aufrecht erhalten

eine Argumentation, dıe spater Art 138 zugrunde lag, der dıe
Ablösung einer Staatsleistung NUur Entschädigung erlaubte.

Am erlheß das and Preußen das (sesetz ber die rhe-
bung einer vorläufigen Steuer VO Grundvermögen“*”, das in AUS-

drückliıch bestimmte, 4SsSs VO  $ den Grundstücken, dıie den
Grundsteuerbefreiungsvorschriften des Abs stb bis des
Kommunalabgabegesetzes VO erwähnt WAarcen, auch we1l1-
terhin niıcht der Grundsteuer unterliegen. Diese Grundsteuer wWwar Z WTr

eine staatlıche Steuer, allerdings ugu: der Gemeinden (vgl 18)

Vgl uch Troll, O, R7
Preuß 11

Preuß
Preuß 117
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Das Grundsteuergesetz als Keichsgeset? quası der heutigenOofrm wurde erlassen.?30 Die Befreiungen befanden sıch
damals 04 Aufgezählt WAar Nr den Bstben. a) bıs C) der
tundbesitz für Gottesdienst, für relix1öse Unterweisung und solcher
für Verwaltungszwecke. Damıit waren Dienstwohnungen und Dienst-
orundstücke der Geistlichen nıcht mehr erwähnt. Folgerichtigannn das and Preußen mıl Verordnung DON das (Gsesetz VO 19223
und VOL allem den die weiteren Grundsteuerbefreiungen enthaltenden
Y 24 Kommunalabgabengesetz VO 18923 mit Wırkun ZUuUum
1938 außer Kraft (vgl. Abs

Als annn ach dem Weltkrieg das Cu«C Grundsteuergesetz VO
10.08.195132 erlassen wurde. wurde VO: Bundesgesetzgeber dıie Auf-
fassung9A4SS die Bese1i der Grundsteuerbefreiungen für
Dienstgrundstücke und Diens ohrnungen 1938 nıcht hne Entschädi-

hätte erfolgen dürfen, we1l diese SOß. negative StaatsleistungenArt 138 Abs Weimarer Reichsverfassung nunmehr
Art. 140 Grundgesetz darstellten. Nr. sth C) stellte deshalb

Dienstgrundstücke un: Dienstwohnungen wieder insoweit grundsteu-erfrei, als s1e ach den s VOFE dem Aprıl 1938 geltenden landesgesetzli-chen Vorschriften befreit waren‘‘.
Obwohl diese Regelung verfassungsrechtlich nıcht beanstanden

W: wurde S1e VO': den Kiırchen als unbillige Härte un VO  —$ der Fi-
nanzverwaltung sicherlich als übermäßige Arbeitsbelastung empfunden,we1l für jede Ööffentlich-rechtliche Kırche jeweıls die entsprechendenlandesrechtlichen Bestimmungen den Zustand VOTL dem
1938 herauszufinden Waren WAasSs AZu führte, 4SS manche Kiırche
der Grundsteuerbefreiung nıcht partizıpieren konnte Nord-
rthein-Westfalen dıie Lippische Landeskirche Hiıngegenden Preußischen Landesteıilen 5Ogar die 50g fiktiven Dienstgrundstücke
grundsteuerbefreit.°

1965 (Gesetz ZUF Anderung des Grundsteuergesetzes VO:;  d 4.08.1965)**wurde deshalb die Grundsteuerbefreiung für Dienstgrundstücke un
Dienstwohnungen dahingehend geändert, 24SS einerseits ZWAr eine
Erweiterung auf alle Dienstgrundstücke und Dienstwohnungen aller
öffentlich-rechtlichen Kırchen erfolgte, andererseits diese OÖffnung aber
dahingehend zeitliıch begrenzt wurde, ass dies Nnur lange gewährt

31
GBl 086
Preuß.

37
GB 519
Anerkannt durch BFH-Urteil VO: (BStBl 11 /85) für die Evangelı-

34 GBI 905
sche Kırche der ehemalıgen Provinz Hannover.
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sein sollte, bis die VOFL dem Aprıl 1938 ach landesgesetzlichen V or-
schriften bestandenen Grundsteuerbefreiungen abgelöst worden selien.
Die Ablösung sollte durch besonderes (sesetz geregelt werden, dem
es nıcht kam

Vielmehr kam CS 19723 be1 der Neufassung des Grundsteuergeset-
Zzes5> dazu, 4SS samtlıche Beschränkungen aAus dem Gesetz herausge-

wurden. ber auch dieses Gesetz brachte och nıcht den
ewünschten Rechtsfrieden. 1 Jas Urteil des Bundesfinanzhofs VO

Maı 1987 erging namlıch dem vereinfachten Befreiungstatbe-
stand bezüglıch der Dienstgrundstücke.

W eıl das BFEH-Urteıl VO 1987 mehr Fragen aufwies als beantworte-
Ü wurde On VO der Finanzverwaltung weitgehend nicht angewendet.
Die vorübergehende Nichtanwendung des Urteils wurde spater ZWR1 -
schen den obersten Finanzbehörden der LAnder einerse1lts vereinbart,
andererse1its drängten diese den Bundesgesetzgeber mit Rücksicht auf
das C Urteil dazu, eine gesetzliche Regelung erlassen, die
wieder eingehalten werden könne.

Vor nunmehr Jahren, namlıch wurde Rahmen
des Standortsicherungsgesetzes>*® die Nr. (Dienstwohnungen)
Abs NEeu gefasst und die Nr. (Dienstgrundstücke) aNPC-
han

Seitdem ist für die Grundsteuerbefreiung nach Nr Stichtag der Januar
1987. Dıie Festlegung dieses Stichtages WTr die legislatıve Berücksichti-
gyung des BFH-Urteıls VO: August 1987 Der Begriff Lienst-
orundstücke ist aAus dem Gesetz gestrichen worden. Stattdessen ist
nunmehr maßgeblich, 4SS sich einen Grundbesıitz einer Öffent-
liıch-rechtlichen Religionsgesellschaft der einer jüdischen Kultusge-
meinde handelt, der sowohl anuar 1987 als auch jeweiligen
Veranlagungszeitpunkt einem ach Kirchenrecht gesonderten Ver-
mogen, insbesondere einem Stellenfonds gehört, dessen Ertrage aus-

schließlic für die Besoldung un: Versorgung der Geistlichen und 3
chendiener sowle ıhrer Hinterbliebenen bestimmt sind

Hınsıchtlich der praktischen Anwendung dieser Vorschriuft annn auf
eine Verfügung des Finanzmintisteriums NR  z VO': zurück-
gegriffen werden. Danach ist die Zweckbestimmung des Grundstücks
innerhalb der evangeliıschen Kırche einem /Zusatz rund-
buch entnehmen. Sofern siıch ort kein Zusatz findet, SO sıch die
Finanzverwaltung den ‚„„kirchlichen Vermögensnachweis der CGrund-
besitznachweis“‘ VO  } der kırchlichen Verwaltung erbringen lassen. Im

(GGesetz ZuUuUr Reform des Grundsteuerrechts VO GBl 965
GBl 1569, dort Art.
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Einzelfall ist also prüfen, ob solche Begriffe WwWIieE „Pfarrvermögen“
der „Küstereivermögen‘“ Nachweis des Vermögensbestandes ach

12 der Kirchengrundbuch ach erwaäahnt sind In

Auskunft bıtten.
Zweiftfelsfällen die Finanzverwaltung die zuständige Landeskirche

ach dem Januar 1987 erworbener Grundbesitz nımmt der
Grundsteuerbefreiung nıcht mehr teil, auch Wenn C655 sıch be1 dem Kr-
werb einen Tausch der Ersatzkauf handelt. Eıne Ausnahme
lediglich die Zuteilung VO' Grundstücken A4AUS der Verteilungsmasse

Umlegungsverfahren un für dıe Landabfindun Rahmen des
Flurbereinigungsverfahrens, weıl diesen Fällen eine Fortsetzung des
Figentums als Surrogat anzunehmen se1i das Finanzministerium

Bezugnahme auf das BFH-Urteil VO ;07.19714:37
Für die Feststellung der SOg Identität des bürgerlich-rechtlichen

Grundstücks ist eine Veränderung Bestand eine Bebauung
der Belastung mit einem Erbbaurecht unschaädlıch.

Un roblematisch ist auch die zentrale Verwaltung der Grundstücke
einschließlich des Inkassos der Erträgnisse gQu des allgemeinen
kirchlichen Haushalts. Gleichwohl sollte VOTFr dem Hintergrund, 24SSs
hiermit der steuerrechtliche Grundsatz der Unmittelbarkeit (vgl. auch

GrStG) drastisch eingeschränkt ist, darauf geachtet werden, 24SSs eine
SCNAUC Darstellung erfolgt, A4SS also die Erträgnisse Aus diesem
grundsteuerbefreiten Pfarrvermögen für die Pfarrbesoldung verwendet
werden.

Das Finanzministerium we1list darauf 4SS mit den Begriffen
Besoldungs— und Versorgungszwecke auch Leistungen VO Beıihilfen,
VO  3 Unterstützungen und VO Gehaltszuschüssen umfasst selen.

An dieser Stelle se1 deshalb och einmal ein lıck die historischen
Regelungen gestattet. ach des Kirchengesetzes ber die einhe:itli-
che Pfarrbesoldung VO 1898 WAr ausdrücklich dargestellt, 4SS auch
die Verwendung VO  5 Ertraägen des Stellenvermögens ZUr Unterhaltung
der Dienstwohnung mit Genehmigung des Konsistoriums zuläss1g sel.
Diese Bestimmung INUSS auch heute och Gültigkeit haben, da we1iter-

gewährleistet ist, 24SSs die Dienstwohnungen Teıl der Besoldung der
Pfarrerinnen und Pfarrer ist. Wenn also innersynodalen Fi-
nanzausgleich auf der Grundlage einer Satzung des Kirchenkreises
nicht mehr samtlıche Ertrage Aus dem Pfarrvermögen den Kiırchen-
kreis ZUur Verwendung für die Pfarrbesoldung abgeführt werden sollen,
sondern Wenn bestimmt ist.  ' 24SS ein bestimmter Prozentsatz be1 der
Kırchengemeinde verbleiben kann, können 5%% der Erträgnisse als

Anmerkung
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Verwaltungsaufwand ZuUur freien Verwendung den Haushalt der
chengemeinde eingestellt werden, waäahrend ein etwaiger weitergehender
Betrag dergestalt Pfarrbesoldung in der Kirchengemeinde 11-
det werden kann, 24SS eben (auch heute noch) Verwendungen auf das
Pfarrhaus der die Dienstwohnung gemacht werden.

Entscheidend ist also weiterhin, ass siıch dıe Verwendung der Kır-
traägnisse aus dem och grundsteuerbefreiten Pfarrvermögen auf die
Besoldung der Versorgung der Pfarrerinnen und Pfarrer hinreichend
darstellen lasst. Wırd dieses Vermögen Aus dem Pfarrvermögen-
oliedert, endet die Grundsteuerbefreiung für dieses Dienstgrund-
stück.

Nıcht Nur hierauf hatte das Finanzministerium mMit seiner Verfügung
hingewlesen, sondern auch darauf, 4SSs mit der Regelung VO
19923 nunmehr Nordrhein-Westfalen auch die Lippische Landeskir-
che VO dieser Art der Grundsteuerbefreiung für Kırchen begünstigt
ist. Aus diesem Blickwvinkel se1 deshalb och einmal darauf hingewle-
SCn 4SS die rechtshistorische Herleitung der negativen Staatsleistung
hinsıchtlich des besonderen Pfarrvermögens hier orundsätzlich
Westfalen erfolgt ist. wenn der Bundestag einmal der Ansıcht
se1in sollte, die Nr. Grundsteuergesetz als Grundsteuerbefreiung

streichen, musste wieder jede Landeskirche auf der Grundlage ihres
früheren Rechtes und ruüuheren Landesrechtes prüfen, ob sıch der
Nachweis durchgehender Grundsteuerbefreiung erbringen heße In
manchen Landeskirchen ist dies bereits früher nicht gelungen. Der
Rechtssetzungsweg quasıi VO Allgemeinen Preußischen Landrecht
bis ZU: heutigen Grundsteuergesetz ist Bereich des ehemalı-
CN Preußen, wenngleich geografisch dıfferenzieren, weiterhin
nachzuvollziehen. tragt also eine Landeskirche, dıie quası
„Rechts- Trager““ ist, eine gewIlsse Verantwortung, eine für s$1e negative
Staatsleistung für andere Landeskirchen SOZUSagCNH als „Staats-Wohltat““

erhalten.
Weıl die Grundsteuerbefreiung für Dienstgrundstücke, anders als

die für Dienstwohnungen, eine Nur och geschlossene Anzahl VO
Grundstücken betrifft, hat das andeskirchenamt wiederholt beschlos-
SCMN  9 die Veräußerung VO dem entsprechenden Pfarrvermögen MO-
lıchst vollständig verhindern. Bekanntlıch stehen SOg Staatsleistun-
CN namlıch dem Damoklesschwert der Ablösung (Art. 140

Art 138 Abs wenngleich Entschädigung. Wur-
den Nnur och wenige Dienstgrundstücke, die dıie negative Staatsleis-
tung tatsachlıch gewährt wird, vorhanden sein könnte CS einer für
den Staat finanzıerbaren Ablösun kommen, womıit annn auch dıie
Grundsteuerbefreiung für solche Grundstücke enden würde, die bislang
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NUr „Wındschatten““ der echten negativen Staatsleistung grundsteu-
erbefreit sind für diese allerdings hne Entschädigung.

Als eine letzte Frage ist deshalb die stellen: Was ist diese negative
Staatsleistung also allein die Grundsteuerbefreiung das besondere
Pfarrvermögen „Dienstgrundstücke“‘“ eigentlich wertr

S1e besteht darın, A4SS Grundsteuern nıcht zahlen sind. olks-
tümlıch gesagt ist das, Was nichts kostet, auch nıchts wert. Die Kın-
schätzung des Kırchenamtes der Rahmen der Verteidigung
dieser negativen Staatsleistung oing aber dahın, 4SS für den Bereich der
rüuheren Bundesrepublık Deutschland und ZWATLr Nur die Grundstü-
cke, die verfassungsrechtlich steuerbefreit sein mussten, VON einem JÄhrLi-
chen Wert V e Mı0o auszugehen se1.38 Inzwischen 1ıbt CS die
Wiedervereinigung un für die östlıchen Glhliedkirchen der und
die östlıchen Diöozesen eine Regelung Zur Verwaltungsvereinfachung

Abs Nr. zweıliten Satz, des Weiıteren haben viele Landeskıir-
chen der Grundsteuerbefreiung partizıpiert, die diese Befreitung frü-
her nıcht hatten und drittens ist die zukünftige ohe der (GSrundsteuer
ach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ZU) Kın-
heitswert och nıcht abschließend geklärt, sodass sicherlich VO
einer heutigen Wertigkeit VO Miı0 jährlich auszugehen ist.

Nebenbe1i bemerkt ist die Bestimmung auch interessant, die siıch ZUur

Abfindung heı Ablösung einer solchen Grundsteuerbefreiung gem.
Abs der Landgemeinde-Ordnung Westphalen VO 1856 findet.
ach iıhr der Zzwanzigfache Betrag der EYSDANIEN $ZLeuer als Entschädigung
leisten

festzustellen!
Damıit ware der heutige Wert auf EKD-Ebene ohl auf 400 Mzo.

Abschließend se1 Nur och zweiterle1 gesagt:
Generell sind Wohnungen gCcm Abs 1Dt steuerpflich-
tig, selbst Wenn ihnen steuerbegünstigte gemeinnützige der mild-
tätıge Zwecke verwirklıcht werden. Nur für die hier erorterten be-
sonderen Grundstücke der Kırchen gelten dıe eigentlich SySteM-
remden Ausnahmen weıiterhin Abs Nr und Nr
GrStG
Im Hınbliıck auf Abs Nr. I, also Bezug auf die
Dienstwohnungen darf die Aussage „„‚Backsteine und Besoldung AC-
hören zusammen‘“‘ un: hinsıichtlich der Dienstgrundstücke in Nr.
Oort dıe Aussage „‚Scholle und Schotter gehören zusammen ‘“ DC-

Auf der Grundlage VO  - Angaben des Bundesfinanzministeriums:; Schreiben des
Kırchenamts VO: Az. 14-
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me1int sind natürlich die Ertraägnisse für dıie Pfarrbesoldung auch
einer Evangelischen Kirche VO Westfalen 39°  mıit Zukunft“‘ eiterhin
die Rıchtigkeit für sıch beanspruchen.
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